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Vielen Unternehmern, Immobilienbesitzern und anderen ver-
mögenden Privatpersonen in Deutschland stellt sich aktuell 

die Frage der Nachfolge für ihr Familienvermögen. Hierbei gelangen vermehrt auch 
in- und ausländische Stiftungslösungen als Alternative oder Ergänzung zur klassischen 
unmittelbaren Vermögensnachfolge an Familienangehörige in den Mittelpunkt des 
Interesses.

I.	 Motive für eine grenz-
überschreitende Stif-
tungserrichtung aus 
Sicht eines Familienun-
ternehmers

Reinhold Würth hat mit seinen Fami-
lienangehörigen grenzüberschreitend 
errichtete österreichische Privatstif-
tungen für seine Unternehmens- und 
Vermögensnachfolge gewählt. Ingvar 
Kamprad hat für die Unternehmens-
nachfolge von IKEA eine liechtenstei-
nische Stiftung errichtet. Auch die 
Gründerfamilie der mittelständischen 
Medizinaltechnikfirma Hamilton hat 
sich vor etwa einem Jahr formell von 
ihrem Eigentum getrennt und die 
Aktien in eine liechtensteinische Stif-
tung eingebracht. 

Deutsche Stiftungen sind in Form 
einer juristischen Person verselbst-
ständigte Zweckvermögen gem. 
§§ 80 ff. BGB, die insbesondere dann 
interessant erscheinen, wenn (vgl. 
Fleschutz, 2008)

•	 die Einheitlichkeit der Willensbil-
dung über ein mittelständisches 
Unternehmen oder das Familien-
vermögen auch in der nächsten 
Generation gewährleistet werden 
soll,

•	 das Familienvermögen generati-
onsübergreifend vor dem Zerfall 
in verschiedene Familienstämme 
geschützt werden soll,

•	 die nachfolgenden Familienmit-
glieder – aus welchen Gründen 
auch immer – die Verantwortung 
für das Familienvermögen nicht 
selbst übernehmen können oder 
möchten, und/oder

•	 das Vermögen nach den Vor-
stellungen der heutigen Ver-
mögensinhaber nachhaltig und 
zweckgebunden etwa für die 
Familienvorsorge (einschließlich 
nachfolgender Generationen) 
oder den unabhängigen Erhalt 
eines Unternehmens institutionell 
verselbstständigt werden soll.

Man unterscheidet üblicherweise zwi-
schen gemeinnützigen und privatnüt-
zigen Stiftungen. Während steuer-
rechtlich anerkannte gemeinnützige 
Stiftungen von den meisten Steuern 
(z.B. Ertragsteuern, Erbschaftsteuern, 
Grunderwerbsteuern) befreit sind, 
sind privatnützige Stiftungen, wie 
insbesondere Familienstiftungen, die 
zum Zwecke einer weitgehenden und 
langfristigen Versorgung des Stifters 
und seiner Familienmitglieder begrün-
det werden, nicht steuerbefreit. 
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Unternehmensverbundene Stiftun-
gen sind solche privat- oder gemein-
nützigen Stiftungen, die wesentliche 
Anteile an gewerblich tätigen Unter-
nehmen halten. Alle diese Stiftungs-
arten können von deutschen Stiftern 
sowohl im Inland als BGB-Stiftung, als 
auch grenzüberschreitend im Ausland 
begründet werden.

Da die Rechtsharmonisierungen in 
Europa inzwischen recht weit fort-
geschritten und ehemals bestehende 
steuerliche und rechtliche Errich-
tungshürden weitgehend gefallen 
sind, sind seit einigen Jahren – wie 
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die obigen Beispiele zeigen – auch 
Auslandsstiftungen für die Gestal-
tungspraxis in Betracht zu ziehen. Im 
deutschen Sprachraum betrifft dies 
insbesondere die Stiftungsstandorte 
des EU-Mitglieds Österreich und des 
Fürstentums Liechtenstein als Ver-
tragsstaat des Vertrages über den 
europäischen Wirtschaftsraum (EWR) 
(vgl. auch Abbildung 1). Beide Staaten 
genießen – anders als z.B. die Schweiz 
– aufgrund der rechtlichen Harmoni-
sierungsfortschritte innerhalb Europas 
in gleicher Weise die Vorteile aller 
vier europäischen Grundfreiheiten 
(Kapitalverkehrsfreiheit, Dienstleis-
tungsfreiheit, Niederlassungsfreiheit, 
Warenverkehrsfreiheit). Grenzüber-
schreitende Gestaltungen unter Ein-
bezug dieser Länder können daher 
heute in Deutschland steuerrechtlich 
gegenüber inländischen Gestaltun-
gen nicht (mehr) diskriminiert werden. 
Spätestens durch das Inkrafttreten 
des Doppelbesteuerungsabkom-
mens zwischen Deutschland und 
Liechtenstein im Jahre 2011 hat sich 
auch das fiskalische Klima zwischen 
Deutschland und Liechtenstein deut-
lich entspannt. Es ist seitdem eine 
hohe Rechtssicherheit in Fragen des 
Umgangs deutscher Finanzämter mit 
– steuerlich korrekt ausgestalteten 
– liechtensteinischen Stiftungen ent-
standen. 

Es stellt sich deswegen die Frage, 
ob sich die obigen Einsatzzwecke 
von Stiftungen heute nicht besser 
mit Hilfe von österreichischen oder 
liechtensteinischen Stiftungen ver-
wirklichen lassen als mit deutschen 
BGB-Stiftungen. Hierfür sprechen 
zunächst folgende Indizien: 

•	 Sowohl in Österreich (rund 3.030 
von 3.230 Stiftungen) als auch in 
Liechtenstein (rund 24.700 von 
25.900 Stiftungen) wurden rund 
95 % der Stiftungen mit einem 
privatnützigen Zweck, etwa in 
der Ausgestaltungsform einer 
Familienstiftung mit Vorsorge-
charakter für heutige und künf-
tige Familienmitglieder errichtet. 
In Deutschland sind es dagegen, 

trotz grundsätzlich vergleichbarer 
wirtschaftlicher Rahmenbedin-
gungen, weniger als 5 % (rund 
700 von 20.784 Stiftungen), was 
auf eine mangelnde Attraktivi-
tät der deutschen privatnützigen 
Stiftung für die Rechtsanwender 
im Ländervergleich hindeutet.  
(Quellen: Bundesverband dt. Stif-
tungen (2015); Verband Österrei-
chischer Privatstiftungen (2015); 
Stiftungsaufsicht Liechtenstein 
(2015)).

•	 Viele mittelständische Unter-
nehmen in Österreich befin-
d e n  s i c h  m i t t l e r w e i l e  im  
(Mehrheits-) Eigentum österreichi-
scher und auch liechtensteinischer 
Familienstiftungen: Rund 64 % 
des in österreichischen Privatstif-
tungen verwalteten Vermögens 
besteht aus Unternehmensbeteili-
gungen, in welchen rund 400.000 
Menschen in Österreich beschäf-
tigt werden. (Quelle: Verband 
Österreichischer Privatstiftungen 
(2015)).

•	 Liechtenstein hat eine Zollunion 
mit der Schweiz, keine Staats-
verschuldung, ein unternehmer-

freundliches und EU-kompatibles 
Personen-, Gesellschafts- und 
Steuerrecht, den Schweizer Fran-
ken als stabile Währung und 
eine höhere Industriequote als 
Deutschland; es eignet sich somit 
in vielerlei Hinsicht langfristig 
voraussichtlich besser als „Ver-
mögensstandort“ für verselbst-
ständigte Zweckvermögen als 
Deutschland.

Der Unternehmer, der aus oben 
genannten Gründen über eine Stif-
tungslösung nachdenkt, möchte wis-
sen, welche konkreten rechtlichen 
Vor- und Nachteile die Begründung 
einer privatnützigen, ggf. unterneh
mensverbundenen Stiftung in Öster-
reich oder Liechtenstein im direk-
ten Vergleich mit einer Stiftung in 
Deutschland mit sich bringen kann. 
Der Mitautor des vorliegenden Bei-
trags hat im Rahmen eines 2012 abge-
schlossenen rechtswissenschaftlichen 
Dissertationsprojektes (Gierhake, 
2013) untersucht, welche rechtlichen 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
die drei Stiftungsrechtsordnungen 
Deutschland, Österreich und Liech-
tenstein aus der Perspektive eines 

  Deutschland Österreich Liechtenstein

Staatsform Parlamentarische 
Demokratie

Parlamentarische 
Demokratie

Konstitutionelle 
Erbmonarchie auf 
parlamentarischer 
Grundlage

Staats- 
verschuldung

Hoch Hoch Keine

Stiftungsrecht Stiftung gem.  
§§ 80–88 BGB; Lan-
desstiftungsgesetze

Privatstiftungs
gesetz von 1993

Stiftung gem.  
Art. 552 §§ 1–41 PGR

Verfügbare 
ähnliche Rechts-
formen

Unselbstständige 
Stiftung gem. allge- 
meinen vertrags-
rechtlichen Grund- 
sätzen des Privat-
rechts; gemein
nützige GmbH

– 1. Anstalt  
(Art. 534–551 flPGR),  
2. Trust  
(Art. 897–932 flPGR),  
3. Treuunternehmen 
(Art. 932a  
§§ 1–170 flPGR)

Gesetzliche 
Währung

Euro Euro Schweizer Franken

Europäische 
Integration

Europäische Union 
(EU)

Europäische 
Union (EU)

Europäischer Wirt-
schaftsraum (EWR)

Mindeststiftungs-
vermögen

Abhängig vom Stif-
tungszweck

70.000 Euro 30.000 Schweizer 
Franken

Abb. 1: Ausgewählte Rahmenbedingungen verschiedener deutschsprachiger EU-/EWR-Stif-
tungsstandorte (Gierhake, 2015, S. 259)
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deutschen Unternehmers aufweisen, 
der nach einer Nachfolgelösung für 
sein Vermögen sucht. 

Im Mittelpunkt der aktuellen Umset-
zungsprojekte standen und stehen 
die Stifterwünsche und, hieraus 
abgeleitet, die Ausgestaltungsmög-
lichkeiten hinsichtlich der jeweiligen 
Stiftungsrechte sowie hinsichtlich 
der verschiedenen nationalen und 
internationalen steuerrechtlichen und 
privatrechtlichen Regelungen. Alle 
diese verschiedenen Rechtsgebiete 
unterlagen in den letzten Jahren 
durch umfassende Reformen in den 
verschiedenen nationalen Rechten, 
durch vielfältige Neuabschlüsse und 
Revisionen internationaler Abkom-
men sowie durch die permanente 
Weiterentwicklung des europäischen 
Gemeinschaftsrechts zum Teil tief-
greifenden Änderungen.

Im vorliegenden Beitrag wird der 
Fokus bewusst auf die Eigenschaften 
von grenzüberschreitend ausgestal-
teten privatnützigen Familienstif-
tungslösungen gelegt, bei denen sich 
Stifter, Begünstigte und/oder wesent-
liche Vermögenswerte in Deutsch-
land befinden, die Stiftung jedoch in 
Österreich oder Liechtenstein begrün-
det wird und deren Zweck meist in 
der Förderung, Unterstützung oder 
Versorgung von Familienangehöri-
gen und weiteren nahestehenden 
Personen der heutigen Vermögens-
eigentümer und dem Schutz des 
Familienvermögens besteht. Es wird 
also der Frage nachgegangen, ob 
und wenn ja, welche Vorteile von 
Auslandsstiftungen sich ein deutscher 
Familienunternehmer heute nutzbar 
machen kann.

II.	Z ivilrechtliche Aspekte 
der Ausgestaltung

Durch einen Rechtsvergleich lässt 
sich zunächst identifizieren, welche 
der drei Stiftungsstandorte, Deutsch-
land, Österreich und Liechtenstein, 
mit ihren jeweiligen Stiftungsrechts-
ordnungen die bestmöglichen Rah-
menbedingungen für einen früh- und 

  Deutschland Österreich Liechtenstein
Gesetzlich geregelte 
Stiftungsdokumente 
des Stiftungsge
schäftes (Urheber)

Einstufig:  
1. Stiftungssatzung 
(Stifter)

Zweistufig:  
1. Stiftungsurkunde 
(Stifter),  
2. Stiftungszusatz
urkunde (Stifter)

Dreistufig:  
1. Stiftungsurkunde 
(Stifter);  
2. Stiftungszusatz
urkunde (Stifter),  
3. Reglemente 
(Organe)

Publizität Landesstiftungs-
verzeichnis: Inhalte 
bundeslandspezifisch 
unterschiedlich; erwei-
terte Publizität bei 
„großen“ Stiftungen 
gem. PublG bzw. 
KapCoRiLiG

Firmenbuch: Inhalte 
der Stiftungsurkunde, 
Zusatzurkunde/n 
müssen bei Finanz-
behörden hinterlegt 
werden.

(Nicht öffentlich 
einsehbare) Hinterle-
gung der Gründungs-
anzeige; freiwillig: 
Eintrag ins Öffentlich-
keitsregister

Aufsicht Genehmigung und z.T. 
auch laufende Rechts-
aufsicht und Prüfung 
durch die zuständige 
Landesstiftungsbe-
hörde; in Bayern keine 
lfd. Aufsicht für privat-
nützige Stiftungen.

Eingeschränkte 
Aufsicht durch das 
Gericht (§ 40 öPSG)

Freiwillige Unter-
stellung unter die 
(laufende) Aufsicht 
durch die Stiftungs-
aufsichtsbehörde (in 
Stiftungsurkunde zu 
regeln)

Laufendes Stiftungs-
management

     

Rechnungslegung 
und -prüfung

Stiftungsprüfung 
grundsätzlich durch 
die Stiftungsauf-
sicht; auch durch 
Wirtschaftsprüfer, 
vereidigte Buchprüfer 
möglich

Buchführung, 
Jahresabschluss mit 
Lagebericht; obliga-
torischer Stiftungs-
prüfer

Eingeschränkte 
Rechnungslegung; 
keine gesetzlichen 
Anforderungen 
zur Revisionsstelle; 
privatautonome 
Regelung

Obligatorisches 
Aufsichtsorgan

Landesstiftungsauf-
sicht

Aufsichtsrat (bei 
mehr als 300 Mitar-
beitern)

–

Autorisierung von 
Stiftungsorganen 
zur späteren Ände-
rung von Stiftungs-
dokumenten

Möglich, i.d.R. geneh-
migungspflichtig 
durch die Stiftungs-
aufsicht; Änderung 
löst ggf. ErbSt aus

Nicht möglich; aber 
eingeschränktes 
Änderungsrecht des 
Stiftungsvorstandes 

Mit Ausnahme des 
Stiftungszwecks 
durch entsprechen-
den Vorbehalt in der 
Stiftungssatzung 
möglich

Rolle der  
Begünstigten

     

Minimale gesetz-
lich vorgesehene 
Informationsberech-
tigung von Begüns-
tigten (Vorausset-
zungen)

Keinerlei gesetzliche 
Informationsrechte

Umfassend:  
Stiftungsurkunde, 
Zusatzurkunde, 
Jahresabschlüsse, 
Bücher

Keine (bei Unterstel-
lung unter Stiftungs-
aufsicht oder bei 
Widerruflichkeit der 
Stiftung durch den 
Stifter)

Maximale Informa-
tionsberechtigung 
(Voraussetzungen) 

Privatautonom 
regelbar

Ausweitung der 
Informationsbefugnis 
durch Anordnung in 
Stiftungsdokumenten 
möglich

Vollständige Einsicht, 
faktische Kontroll-
rechte (bei Fehlen 
einer Kontrollstelle)

Mitwirkung von 
Begünstigten in 
Stiftungsorganen

Mitwirkung in allen 
Stiftungsorganen 
grundsätzlich möglich

Nicht im Stiftungsvor-
stand, aber im Beirat 
möglich 

Mitwirkung in allen 
Stiftungsorganen 
grundsätzlich möglich

Abb. 2: Stiftungszivilrecht: Foundation Governance (Gierhake, 2015, S. 268–269)

lebzeitig eingeleiteten Vermögens-
nachfolgeprozess unter Berücksichti-
gung der oben genannten Stiftungs-
motive bietet (vgl. Abbildung 2). 

In Österreich und Liechtenstein unter-
liegen Stiftungen nicht notwendiger-
weise – wie in Deutschland – einer 

staatlichen Stiftungsaufsicht, von 
deren „Wohlwollen“ die konkre-
ten unternehmerischen Handlungs-
möglichkeiten der Stiftungsorgane 
beschränkt werden. 

Auch hinsichtlich der Publizitätspflich-
ten gibt es bedeutende Unterschiede: 
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In Deutschland werden größere Stif-
tungen vom Publizitätsgesetz erfasst, 
während in Österreich und in Liech
tenstein gesetzlich keine Publizität, 
auch nicht für „große“ Stiftungen, 
vorgesehen ist. In Deutschland 
und Österreich müssen Stiftungen 
– anders als in Liechtenstein – in 
öffentlich zugängliche Verzeichnisse 
(Landesstiftungsverzeichnisse bzw. 
Firmenbuch) eingetragen werden. 
Das in Deutschland für Stiftungen 
vorgesehene und einer aufsichtsrecht-
lichen Überwachung unterliegende 
Kapitalerhaltungsprinzip ist in Öster-
reich und Liechtenstein weitgehend 
unbekannt. Der Bereich der Rech-
nungslegung einer Stiftung unterliegt 
in Deutschland der Prüfung durch die 
Stiftungsaufsicht. In Österreich ist 
dieser Bereich ähnlich wie bei großen 
Kapitalgesellschaften (Buchführung, 
Jahresabschluss, Jahresbericht) mit 
einem obligatorischen Abschlussprü-
fer organisiert. In Liechtenstein unter-
liegt dieser Bereich weitgehend der 
privatautonomen Gestaltung durch 
den Stifter in der Stiftungssatzung; 
es besteht nur eine eingeschränkte 
Buchhaltungspflicht.

Nach dem Ableben des Stifters durch-
zuführende Satzungsänderungen sind 
in Deutschland von der Zustimmung 
der Landesstiftungsbehörde abhän-
gig. In Österreich sind Änderungen 
nur in engen statischen Grenzen, die 
durch den schriftlich niedergelegten 
Stifterwillen dokumentiert sind, mit 
Zustimmung des Gerichts möglich. 
In Liechtenstein kann der Stifter – mit 
Ausnahme des Stiftungszweckes – in 
der Satzung auch weitere Organe 
legitimieren, unter den von ihm defi-
nierten Rahmenbedingungen spätere 
Änderungen in den Stiftungsdoku
menten vollziehen zu können, was es 
ermöglicht, die Stiftungsdokumente 
(insbesondere die Reglemente) nach 
dem Zeitpunkt der Stiftungserrichtung 
in einem wohldefinierten Rahmen 
zu verfeinern. Dies ist insbesondere 
bei den typischerweise komplexen 
Anpassungsprozessen einer langjäh-
rig angelegten Unternehmens- und 

Vermögensnachfolge als Vorteil zu 
werten.

Die Rolle der Begünstigten der Stif-
tung ist in den drei Ländern äußerst 
unterschiedlich geregelt: In Deutsch-
land unterliegen sowohl die Informa-
tions- als auch die Mitwirkungsrechte 
der Begünstigten in Stiftungsorganen 
weitgehend der Satzungsautonomie 
des Stifters. In Österreich hat einer-
seits ein vergleichsweise kleiner Kreis 
von aktuell Begünstigten sehr umfas-
sende gesetzliche Informationsrechte 
hinsichtlich der Stiftungsaktivitäten, 
andererseits haben Stiftungsbegüns-
tigte in Österreich nur in einem (stark) 
beschränkten Umfang Mitwirkungs-
rechte in den Organen der Stiftung. In 
Liechtenstein können sowohl Informa
tionsrechte der Begünstigten als auch 
deren Mitwirkungsrechte weitgehend 
privatautonom durch den Stifter fest-
gelegt werden, solange hierbei keine 
Interessenskonflikte entstehen.

Im Fürstentum Liechtenstein existie-
ren mit der Anstalt, dem Treuunter-
nehmen und dem Trust – und anders 
als in Deutschland oder Österreich 
– weitere funktional mit einer Stif-
tung vergleichbare Rechtsinstitute, 
die insbesondere für grenzüberschrei-
tende unternehmensverbundene 
Vermögensnachfolgeszenarien mit 
Beteiligten/Begünstigten außerhalb 
Deutschlands in Betracht kommen.

III.	Steuerrechtliche Aspekte 
der Ausgestaltung

Die möglichen rechtlichen Dispositio-
nen zur Nachfolge des Familienvermö-
gens werden heute maßgeblich durch 
steuerliche Überlegungen beeinflusst. 
Die verschiedenen beteiligten Staa-
ten besteuern Eigentumswechsel 
von Unternehmensbeteiligungen 
und anderen Vermögenswerten 
vom Stifter zu Stiftungen mit unter
schiedlichen Transfersteuern, wie 
z.B. Schenkungs-, Widmungs- oder 
Stiftungseingangssteuern. Zudem 
kann es – insbesondere bei grenz-
überschreitenden Eigentumsübertra
gungen von deutschen Unterneh-

mensbeteiligungen zu ausländischen 
Stiftungen – zur Aufdeckung einkom-
mensteuerlicher stiller Reserven des 
Beteiligungsbesitzes und damit zu 
zusätzlichen, aus Unternehmersicht 
z.T. inakzeptablen Belastungen kom-
men. Einmal übertragen, besteuern 
verschiedene Länder im laufenden 
Betrieb die von Stiftungen verein-
nahmten Unternehmenserträge des 
deutschen Unternehmens und des 
weiteren Stiftungsvermögens unter-
schiedlich (vgl. Abbildung 3). Hier-
bei spielen – neben der Frage, ob 
gemeinnützige oder privatnützige 
Stiftungszwecke verfolgt werden – 
die unterschiedlichen Eigenschaften 
der verschiedenen Steuerrechtssys-
teme im Sitzland der Stiftung und 
deren Zusammenspiel mit den steu-
erlichen Regeln in Deutschland, sowie 
die bestehenden steuerrechtlichen 
Abkommen zur Vermeidung der Dop-
pelbesteuerung (DBA) eine zentrale 
Rolle. 

Aus der Perspektive des deutschen 
Unternehmers kann inzwischen davon 
ausgegangen werden, dass aufgrund 
der bereits recht weit fortgeschritte-
nen europäischen Harmonisierungs-
prozesse keine unüberwindlichen 
steuerlichen Hürden beim Einsatz 
einer Auslandsstiftung in Österreich 
oder Liechtenstein mehr bestehen, 
wenn die Stiftungssatzung mit Rück-
sicht auf die gegebenen steuer-
rechtlichen Rahmenbedingungen in 
Deutschland ausgestaltet wird.

Hier zeigt sich, dass es aufgrund 
der steuerrechtlichen Rahmen
bedingungen in Deutschland emp-
fehlenswert ist, von den zivilrecht-
lich in Österreich und Liechtenstein 
gegebenen Möglichkeiten des Vor-
behaltes von „starken“ Stifterrechten, 
etwa von Stiftungswiderrufs- und 
Stiftungsänderungsrechten keinen 
Gebrauch zu machen. Bei einem 
Vorbehalt derartiger Stifterrechte ist 
nämlich davon auszugehen, dass der 
gem. § 15 Abs. 6 AStG geforderte 
„Entreicherungsnachweis“ bei der 
Begründung einer Auslandsstiftung 
nicht gelingt. Dies hätte in vielen 
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  Deutschland Österreich Liechtenstein
Stiftungsein
gangs
besteuerung bei 
unentgeltlichen 
Zuwendungen

Deutsche Erbschaft-
steuer

Deutsche Erb-
schaftsteuer; 
österreichische 
Stiftungseingangs-
steuer von 2,5 %

Deutsche Erbschaft-
steuer; liechtenstei-
nische Widmungs-
steuer nur bei 
Widmung seitens in 
Liechtenstein ansäs-
siger natürlicher 
Personen

Ertragsteuer-
recht (Eckwerte)

Körperschaftsteuer; 
Regelsatz 15 %; ggf. 
Gewerbesteuer bei 
wirtschaftlichem 
Geschäftsbetrieb

Körperschaft-
steuer; 
Regelsatz 25 % 
mit Besonderheiten 
für Privatstiftungen

Ertragsteuer; Regel-
satz 12,5 %; Eigen-
kapitalzinsabzug 
i.H.v. derzeit 4 %

Erbschaftsteuer Bis zu 30 % 
Erbersatzsteuer alle 
30 Jahre; drohende 
Erbschaftsteuer bei 
Satzungsänderungen

– –

DBA-Abkom-
mensnetz

Ausgebaut, ca. 90 
Abkommen

Ausgebaut, ca. 80 
Abkommen

Im Aufbau, derzeit 
DBA mit Luxemburg 
(OECD-Standard), 
Deutschland (seit 
2013 in Kraft), 
Malta, UK und neun 
weiteren Staaten

Gruppenbesteu-
erungsregime

Nur nationale Organ-
schaft möglich

Einstufig internati-
onales Gruppenbe-
steuerungsregime

Mehrstufig interna-
tionales Gruppen-
besteuerungsregime

Fällen zur Folge, dass die Einkünfte 
der Stiftung unmittelbar dem in 
Deutschland ansässigen Stifter oder 
den begünstigten Familienmitgliedern 
– auch ohne tatsächlichen Zufluss – 
steuerlich zugerechnet und in der 
Folge von ihnen versteuert werden 
müssten.

Vielmehr sollte dem regelmäßig von 
Unternehmern und Vermögensinha-
bern geäußerten Wunsch, auf das 
Geschehen in der Stiftung auch nach 
der Errichtung möglichst umfassend 
Einfluss nehmen zu können, anders 
Rechnung getragen werden. Hierzu 
bestehen – wie bei deutschen Stiftun-
gen auch – vielfältige Möglichkeiten, 
etwa durch Einsitznahme des Stifters 
und/oder seiner Vertrauenspersonen 
in Aufsichtsorgane der Stiftung, durch 
eine Liste seitens des Aufsichtsorgans 
zustimmungspflichtiger Geschäfte, 
durch die Übernahme von Leitungs-
funktionen von Familienmitgliedern 
bei Tochtergesellschaften der Stif-
tung in Deutschland und vieles mehr. 
Eine geeignete Kombination dieser 

Abb. 3: Stiftungssteuerrecht: Eckwerte (Gierhake, 2015, S. 271)

zu führen (und damit eine Hinzu-
rechnung der Einkünfte zu Familien-
mitgliedern zu verhindern) und die 
Begründung einer unbeschränkten 
Körperschaftssteuerpflicht der Stif-
tung in Deutschland abzuwenden. 
Andererseits können – besonders im 
Falle von Liechtenstein – wesentlich 
einfacher als in Deutschland oder in 
Österreich die so definierten Einfluss-
nahmerechte der Stiftungsorgane 
genutzt werden, um noch zu Lebzei-
ten des Stifters eine „Feinjustierung“ 
der Stiftungsreglemente und der 
künftigen inhaltlichen Ausrichtung 
der Stiftungsarbeit im Sinne des Stif-
ters zu ermöglichen.

Es zeigt sich in laufenden Stiftungs-
projekten, dass durch geeignete 
Ausgestaltungen ein steuergünstiger 
Transfer von Betriebs- oder Immobili-
envermögen auf Auslandsstiftungen 
auch nach dem Urteil des Bundesver-
fassungsgerichtes zur Erbschaftsteuer 
weiterhin möglich ist. 

Beispiel 1 

Soll ein bestehendes Immobilien-
vermögen, etwa zum Zwecke des 
Vermögensschutzes und zur Redu-

Stiftungsstandort; 
Vermögensart

Deutsche (privat-
nützige) Stiftung

Österreichische 
Privatstiftung

Liechtensteini-
sche Stiftung

Anteile an deutscher KapGes >25 %:
Dividenden 0,79 % (Körper-

schaftsteuer  
auf 5 % nicht 
abzugsfähigen 
Betriebsaufwand)

5 % (lt. DBA DE-AT) 0 % (lt. DBA 
DE-FL, bei Abkom-
mensberechtigung 
der St.)

Anteile KapGes  
> 25 %:  
Veräußerungs
gewinne

Eff. 0,79 %  
(KSt auf 5 % 
naBA)

25 % KSt  
(Zwischensteuer mit 
Übertragungsmög-
lichkeit stiller Res.)

0 %  
(lt. DBA DE-FL, bei 
Abkommensbe-
rechtigung der St.)

Anteile an deutscher PersG / Betriebsstätte: 
Lfd. Gewinne 15 % deutsche 

Körperschaft-
steuer, ggf. zzgl. 
Gewerbesteuer bis 
zu 19 %

15 % deutsche 
Körperschaftsteuer, 
ggf. zzgl. Gewerbe-
steuer bis zu 19 %

15 % deutsche 
Körperschaft-
steuer, ggf. zzgl. 
Gewerbesteuer bis 
zu 19 % 

PersG/Betriebs-
stätte: 
Realisierte Wert-
gewinne der 
Beteiligung nach 
Widmung

15 % deutsche 
Körperschaft-
steuer, ggf. zzgl. 
Gewerbesteuer bis 
zu 19 %

25 % österreichi-
sche KSt, auf die 
15 % deutsche 
Körperschaftsteuer 
angerechnet wird, 
ggf. zzgl. Gewerbe-
steuer bis zu 19 %

15 % deutsche 
Körperschaft-
steuer, ggf. zzgl. 
Gewerbesteuer bis 
zu 19 %

Abb. 4: Lfd. Besteuerung von Anteilen an deutschen Unternehmen (Gierhake, 2015, S. 273–274)

Ansätze ermöglicht es einerseits, den 
steuerlich in Deutschland gebotenen 
Nachweis der tatsächlichen Verselbst-
ständigung des Stiftungsvermögens 

FuS-3-2015.indd   83 21.05.2015   11:30:30



84 FuS  •  3/2015

Aufsätze

zierung einer künftigen Erbschaft-
steuer, in eine ausländische Fami-
lienstiftung eingebracht werden, 
so kann dies durch den Vorbehalt 
eines Nießbrauchs zu Gunsten des 
Stifters geschehen. Der Kapitalwert 
des Nießbrauchs wird vom Markt-
wert der Immobilien abgezogen 
und so die Bemessungsgrundlage 
für die beim Transfer auf die Aus-
landsstiftung fällige Schenkung-
steuer in der Regel deutlich – um 
bis zu 100 % – reduziert. 

Bei der Überführung von anderem 
Vermögen auf Auslandsstiftungen 
(vgl. Abbildung 5) gestatten Nieß-
brauchsgestaltungen in vielen Fäl-
len die effiziente Überwindung der 
deutschen Schenkungsteuer als 
Errichtungshürde. Deutsches Immo-
bilienvermögen kann durch eine Aus-
landsstiftung deutlich vorteilhafter 
bewirtschaftet werden, als dies etwa 
bei Direktinvestments aus dem Pri-
vatvermögen des deutschen Stifters, 
bei Investitionen über deutsche Per-
sonengesellschaften, über deutsche 
Kapitalgesellschaften oder auch über 
eine deutsche privatnützige Stiftung 
möglich ist. Auf Immobilienerträge 
ist nämlich der niedrige deutsche 
Körperschaftsteuersatz von 15 % zu 
zahlen, deutsche Immobilien können 
– wie aus dem Privatvermögen einer 
natürlichen Person – nach 10 Jahren 
von der Auslandsstiftung steuerfrei 
veräußert werden und eine Erbschaft-
steuer fällt auf Erträge, die auf der 
Ebene einer Auslandsstiftung thesau-
riert werden – anders als in allen deut-
schen Strukturierungsalternativen 
– auch künftig nicht mehr an. 

Hinsichtlich der Besteuerung von Stif-
tungsleistungen an in Deutschland 
ansässige Begünstigte ist – nachdem 
die Finanzverwaltung zwischenzeit-
lich eine abweichende und nach herr-
schender Literaturmeinung falsche 
Haltung vertreten hat – inzwischen 
auch nach einem BFH-Beschluss (Az. 
II B 40/14 vom 21.07.2014) davon 
auszugehen, dass diese Leistungen 
– unabhängig vom Stiftungsstand-

ort – im Regelfalle (nur) der Abgel-
tungsteuer (25 % + Solidaritätszu-
schlag) unterliegen. Lediglich bei einer 
(ohnehin für deutsche Unternehmer 
meist nachteiligen) Ausgestaltung 
des verselbstständigten Auslands-
Familienvermögens als Trust kommt 
gem. § 7 Abs. 1 Nr. 9 ErbStG eine 
zusätzliche Belastung der Trustleis-
tung an deutsche Begünstigte mit 
Schenkungsteuer in Betracht.

Um insgesamt eine Abschätzung 
der wirtschaftlichen Vorteilhaftig-
keit einer Auslandsstiftungslösung im 
direkten Vergleich mit rein deutschen 
Alternativgestaltungen zu ermög-
lichen, ist – z.B. mit Szenario- und 
Simulationsrechnungen – zu unter-
suchen, wie hoch die kumulierten 
Gesamtsteuerbelastungen im lau-
fenden Betrieb ausfallen (vgl. Abbil-
dungen 4, 5). Musterrechnungen 
über einen Simulationszeitraum von 
30 Jahren zeigen etwa, dass z.B. bei 
Immobilieninvestments mit typischen 
Immobilienrenditen und nach einem 
Generationswechsel beim Einsatz 
einer liechtensteinischen oder öster-
reichischen Familienstiftung ein – 
nach allen Steuern und Kosten – bis 

Stiftungsstandort, 
Vermögensart

Deutsche (privat-
nützige) Stiftung

Österreichische 
Privatstiftung

Liechtensteini-
sche Stiftung

Deutsche Immobilien

Besteuerung der 
Miet- und Pachter-
träge

15 % deutsche 
Körperschaftsteuer

15 % deutsche 
Körperschaftsteuer

15 % deutsche 
Körperschaftsteuer

Realisierte Wert
gewinne der 
Immobilie nach 
Widmung

15 % deutsche 
Körperschaftsteuer; 
außerhalb einer 
Haltefrist von 10 
Jahren steuerfrei

15 % deutsche 
Körperschaftsteuer; 
außerhalb einer 
Haltefrist von 10 
Jahren steuerfrei

15 % deutsche 
Körperschaftsteuer; 
außerhalb einer 
Haltefrist von 10 
Jahren steuerfrei

Liquides Vermögen
Besteuerung erhal-
tener Dividenden 
von Portfoliobetei-
ligungen (< 10 %)

15 % KSt zzgl. 
durch anwendbare 
DBA reduzierte 
Quellensteuer von 
i.d.R. 15 % im 
Quellenstaat

0 %, zzgl. durch 
anwendbare DBA 
reduzierte Quellen-
steuer von i.d.R. 15 
% im Quellenstaat

0 %, zzgl. Quellen-
steuern von i.d.R. 
15–35 % im Quel-
lenstaat, derzeit 
noch wenige DBA

Besteuerung von 
Veräußerungsge-
winnen bei Portfo-
liobeteiligungen

Eff. 0,79 % (KSt 
auf 5 % naBA)

0 % außerhalb der 
Spekulationsfrist 
von einem Jahr, 
sonst 25 %

0 %

Besteuerung erhal-
tender Zinsen

15 % KSt 25 % Zwischen-
steuer

12,5 % auf Zinsen 
(soweit sie den EK-
Zinsabzug von 4 % 
p.a. übersteigen)

zu doppelt so hohes Familienvermö-
gen verbleibt wie bei rein deutschen 
Alternativstrukturen.

Beispiel 2 

Eine Simulationsrechnung für ein 
exemplarisches Immobilienin-
vestment im Wert von 5 Mio. € 
(4 Mio. € Gebäudeanteil, 2 Mio. 
Eigenkapital, 5 % Mietrendite, 
2 % Inflation, realer Werterhalt 
der Immobilie, 2 % Fremdkapi-
talzins, 4 % Anlageergebnis von 
thesaurierter Liquidität, ggf. steu-
erpflichtigem Immobilienverkauf 
und erbschaftsteuerpflichtigem 
(19 %) Generationswechsel am 
Ende der Simulationsperiode) zeigt 
nach 30 Jahren folgende Ergeb-
nisse für verschiedene Ausgestal-
tungsvarianten: 

(1) Direktinvestment aus dem 
Privatvermögen des Investors 
11,6 Mio. € 

(2) Investment über eine deutsche 
GmbH 8,4 Mio. € 

(3) Investment über eine deutsche 
privatnützige Familienstiftung 
16 Mio. €;

Abb. 5: Lfd. Besteuerung dt. Immobilien und liquiden Vermögens (Gierhake, 2015, S. 274–275)
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(4) Investment über eine liechten-
steinische privatnützige Familien-
stiftung 20,2 Mio. €

IV.	Asset Protection für das 
Familienvermögen

Auf einen deutschen Unternehmer 
und sein vorhandenes Familienvermö-
gen wirkt im Zeitablauf eine Vielzahl 
von unterschiedlichen Risiken ein, die 
den Bestand des Vermögens und die 
Verstetigung des Willens des heuti-
gen Unternehmers auch über seine 
aktive Zeit der Berufstätigkeit hinaus 
gefährden können. Die zweckgebun-
dene rechtliche Verselbstständigung 
des bestehenden Familienvermögens 
in Form einer Auslandsstiftung bie-
tet grundsätzlich auch die Chance 
zur Etablierung von rechtszulässigen 
Maßnahmen zur Abschottung gegen 
diese Risiken („Asset Protection“). 
Sich möglicherweise künftig realisie-
rende Risiken können der Unterneh-
mens- oder auch der Privatsphäre des 
Unternehmers entstammen. Aus der 
Sicht des deutschen Unternehmers 
stellt sich deswegen die Frage, ob die 
Begründung und Ausgestaltung einer 
Stiftung in Österreich oder Liechten-
stein bessere qualitative Eigenschaf-
ten hinsichtlich der Abschirmwirkung 
des Privatvermögens vor diesen Risi-
ken aufweist als deutsche Alternativ-
gestaltungen.

Primär unternehmerisch bedingte 
Risiken liegen typischerweise vor bei

•	 persönlich haftenden Gesell-
schaftern von Personengesell-
schaften, 

•	 Organmitgliedern wie Ge-
schäftsführern, Vorständen 
oder Aufsichtsräten, die im Ex-
tremfall – auch trotz einer fall-
weise abgeschlossenen Direc-
tors & Officers Versicherung 
– auch mit dem Privatvermögen 
zu haften haben

•	 der Inanspruchnahme von 
geleisteten Bürgschaften oder 
auch

•	 bei fehlender Bestandskraft 
von Pensionszusagen im Falle 
späterer Konkurs- oder Sanie-
rungssituationen im Familien-
unternehmen.

Durch die Übertragung von Vermö-
genswerten auf in- oder ausländische 
Stiftungen wird das Haftungssubstrat 
auf Ebene dieser unternehmerisch 
handelnden Personen deutlich redu-
ziert. Eine später nicht anfechtbare 
Übertragung von Vermögen zu Guns-
ten der Familienstiftung ist allerdings 
stets nur dann möglich, wenn zum 
Zeitpunkt der Übertragung noch keine 
konkrete Haftungssituation vorliegt, 
also keine bereits bestehenden Gläu-
biger verkürzt werden. Unterschiede 
bei der Wahl einer Auslandsstiftung 
im Vergleich zu einer Inlandsstiftung 
betreffen im Wesentlichen die Zeit-
räume, innerhalb derer Stiftungs- und 
Zuwidmungsgeschäfte von späteren 
Gläubigern des Stifters nicht mehr 
angefochten werden können und 
ggf. den Gerichtstand, wo über eine 
Anfechtung entschieden wird. 

Die Erfolgsaussichten einer späteren 
Anfechtung von Vermögensverfü-
gungen zu Gunsten der Auslands-
stiftung können nämlich durch eine 
in Deutschland zulässige Rechts- und 
Gerichtstandswahl zu Gunsten eines 
ausländischen Rechts bzw. Gerichts – 
anders als bei Einschaltung einer deut-
schen Stiftung, bei denen diese freie 
Rechtswahlmöglichkeiten zumeist 
nicht eröffnet sind – deutlich reduziert 
werden. 

Die im Rahmen von Einzelzwangs-
vollstreckungen und in Insolvenz
situationen maßgeblichen Schen
kungsanfechtungsfristen betragen 
in Deutschland vier Jahre, in Öster-
reich zwei Jahre und in Liechtenstein 
ein Jahr (vgl. Abbildung 6). Ansprüche 
gegen liechtensteinische Stiftungen 
müssen zudem meist in Liechten-
stein vor Gericht getragen werden, da 
Liechtenstein Urteile aus Deutschland 
nur äußerst eingeschränkt anerkennt 
und deutsche Urteile in Liechtenstein 
nicht vollstreckt werden. Lediglich 
im steuerlichen Bereich, nicht aber 
in Zivilsachen wie den vorliegend 

  Deutsche (privat-
nützige) Stiftung

Österreichische 
Privatstiftung

Liechtensteini-
sche Stiftung

Asset Protection 
Anfechtbarkeit 
einer Zuwidmung  
bei wirksamer 
Rechtswahl

4 Jahre Schen-
kungsanfechtung 
(§ 4 dAnfG;  
§ 134 Abs. 1 
dInsO)

2 Jahre Schen-
kungsanfechtung 
(§19 dAnfG i.V.m. 
§ 3 Z. 1 öAnfG 
bzw. § 29 Z. 1 öIO)

1 Jahr Schenkungs-
anfechtung (§ 19 
dAnfG i.V.m. Art. 
552 § 38 Abs. 1 
flPGR i.V.m. Art. 65 
Abs. 1 lit. a flRSO)

Vollstreckbarkeit 
deutscher Urteile

Gegeben Gegeben über 
EuGVVO

Nicht gegeben, 
ggf. Rechtsöff-
nungsverfahren

Pflichtteilsrecht
Pflichtteilsrechte 
bei dt. Erblasser

50 % des ges. 
Erbteils

50 % des ges. 
Erbteils

50 % des ges. 
Erbteils

Pflichtteilsan-
rechnungsfrist 
unentgeltlicher 
Verfügungen im 
Wohnsitzland des 
Erblassers

10 Jahre 
(Abschmelzungs-
modell)

10 Jahre 
(Abschmelzungs-
modell)

10 Jahre  
(Abschmelzungs-
modell)

Pflichtteilsan-
rechnungsfrist 
unentgeltlicher 
Verfügungen nach 
IPR des Stiftungs-
landes

10 Jahre 
(Abschmelzungs-
modell)

10 Jahre 
(Abschmelzungs-
modell)

2 Jahre wg. 
kürzerer Frist in 
Liechtenstein 
(aber Vorsicht: 
Vermögensge
richtsstand in D)

Abb. 6: Asset Protection / Vermögensnachfolge (Gierhake, 2015, S. 276–277)
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betrachteten Asset Protection-Szena-
rien, leistet Liechtenstein deutschen 
und anderen ausländischen Behörden 
seit einigen Jahren umfassend Amts- 
und Vollstreckungshilfe.

Beispiel 3 

Ein deutscher mittelständischer 
Unternehmer tätigt in den USA 
Geschäfte und fürchtet im Ernst-
fall einer Haftungsklage einen 
Durchgriff in sein Privatvermögen 
in Deutschland. Widmet er nun 
Privatvermögen in Höhe von z.B. 
10 Mio. € an eine liechtensteini-
sche Familienstiftung, um sich und 
seine Familie für diesen Fall abzusi-
chern, so kann diese Widmung bei 
geeigneter Ausgestaltung schon 
nach einem Jahr nicht mehr von 
möglichen künftigen Gläubigern 
angefochten werden. Wählte er für 
den gleichen Zweck eine deutsche 
Familienstiftung, träte dieser Effekt 
erst nach vier Jahren ein.

Im Bereich privater Risiken sind nicht 
geregelte Pflichtteilsrechte zu nen-
nen, die im Falle des Todes einer 
vermögenden Privatperson hohe, 
zeitnah zu befriedigende Zahlungs-
ansprüche gegenüber Erben auslösen 
können. Vermögensverfügungen zu 
Gunsten von Stiftungen reduzieren 
zwar den pflichtteilsrelevanten Nach-
lass, lösen allerdings in Deutschland 
noch für bis zu zehn Jahre Pflichtteil-
sergänzungsansprüche aus. Pflicht-
teilsergänzungsansprüche aufgrund 
unentgeltlicher Zuwendungen an 
deutsche Stiftungen können deshalb 
noch innerhalb von zehn Jahren nach 
dem Verfügungsdatum, wenn auch 
in jährlich abschmelzendem Umfang, 
durchgesetzt werden. Beim Einsatz 
liechtensteinischer Stiftungen lässt 
sich durch die international-privat-
rechtliche Konstellation und eine in 
Deutschland zulässige Rechtswahl 
zugunsten des liechtensteinischen 
Rechts im Ergebnis für das Stiftungs-
vermögen die pflichtteilsergän-
zungsrelevante Frist von zehn Jahren 

(Deutschland) auf die in Liechtenstein 
relevante Frist von zwei Jahren ver-
kürzen. Verfolgt die Stiftung in Liech-
tenstein nach dem dortigen Zivilrecht 
gemeinnützige Zwecke, entfällt die 
Frist unter bestimmten Umständen 
sogar vollständig.

V.	F azit

Erfolgreiche mittelständische Unter-
nehmer sind während ihres Berufsle-
bens gewohnt, grenzüberschreitend 
interdisziplinär zu denken und zu 
handeln, um ihre unternehmerischen 
Ziele zu verfolgen. In der privaten 
Vermögensdisposition und der Frage 
des langfristigen Schutzes des im 
In- und Ausland vorhandenen Fami-
lienvermögens sind grenzüberschrei-
tende Strukturen hingegen noch 
wenig verbreitet. Der politisch seit 
langem intendierte Abbau von Denk- 
und Handlungshürden innerhalb des 
deutschsprachigen Europas ist inzwi-
schen aber so weit fortgeschritten, 
dass auch für den unternehmerischen 
Mittelstand und vermögende Privat-
personen in Deutschland die erfolgrei-
che Verwirklichung einer grenzüber-
scheitenden Unternehmens- und/
oder Vermögensnachfolgelösung 
mit einer Auslandsstiftung nunmehr 
möglich und sinnvoll ist. Mit Hilfe von 
– individuell auf die steuerrechtlichen 
Rahmenbedingungen in Deutschland 
angepassten – Auslandsstiftungen 
lässt sich das vorhandene Familien-
vermögen deutscher Unternehmer 
und vermögender Privatpersonen 
inzwischen in vielerlei Hinsicht bes-
ser gegen Risiken der unternehmeri-
schen, privaten oder auch politischen 
Haftungssphäre schützen als mit 
deutschen Gestaltungsalternativen 
(Gierhake, 2014).
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